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Grenzen der Amtshilfe 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in den letzten Tagen wurde durch Presseberichte die Türöffnung als Amtshilfe der Feuer-

wehr für die Polizei thematisiert. Bei den Feuerwehren konnte der Eindruck entstehen, 

dass die bisherigen Regelungen bezüglich der Grenzen der Amtshilfe nicht mehr gelten 

würden. 

 

Klarstellend weisen wir deshalb darauf hin, dass die Polizei die Feuerwehr als Einrichtung 

der Gemeinde nach dem Landesverwaltungsverfahrensgesetz zur Amtshilfe anfordern 

kann. Die Amtshilfe ist grundsätzlich zu leisten. Ausnahmen ergeben sich aus dem Lan-

desverwaltungsverfahrensgesetz.  

 

Für die Art und Weise der Durchführung ist die Feuerwehr verantwortlich. Es liegt somit im 

Ermessen des Einsatzleiters, mit welchen Mitteln, mit welchem Personal und mit welcher 

Taktik er den Auftrag ausführt. Er entscheidet hierbei auch darüber, ob seine Einsatzkräfte 
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die Maßnahme auf Grund ihrer Ausbildung und Ausstattung sachgerecht und unter Beach-

tung des erforderlichen Eigenschutzes überhaupt ausführen können.  

 

Eine Amtshilfe durch die Feuerwehr kommt nicht in Betracht, wenn eine Gefährdung durch 

Gewalteinwirkung nicht ausgeschlossen werden kann. Dies wird von der Polizei bereits bei 

der Entscheidung über die Anforderung von Amtshilfe berücksichtigt. 

 

Den Einsatzleitern der Feuerwehr wird empfohlen, mit dem Einsatzleiter der Polizei im 

Vorfeld die Gefährdungssituation zu besprechen und die Einsatzmöglichkeit abzuklären. 

 

Über diese Vorgehensweise besteht Einvernehmen mit dem Landespolizeipräsidium im 

Innenministerium. Die zuständigen Dienststellen der Polizei werden über dieses Schreiben 

ebenfalls informiert und um Beachtung gebeten. 

 

Wir bitten, die Gemeinden in Ihrem Zuständigkeitsbereich hierüber zu informieren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. i.V. Rolf Schmid 

 


